
Am Ende wollte der Freistaat nichts
mehr dem Zufall überlassen. Frei-
tag vor zwei Wochen klingelten

drei verwegene Boten bei einem Ex-Vor-
stand der Sächsischen Landesbank und
drückten der verdutzten Ehefrau einen
stattlichen Umschlag in die Hand.

Sie solle das Kuvert sofort öffnen,
 verlangten die Herren. 216 Seiten Papier
hielt die Frau in den Händen, auf dem
Deckblatt scheinbar harmlos der Hinweis
auf ein Schiedsverfahren. Sechs Seiten
weiter begannen der Frau die Hände zu
zittern. Der Freistaat Sachsen fordert die
Verurteilung ihres Mannes zur Zahlung
von „60 Millionen Euro nebst Zinsen in
Höhe von fünf Prozentpunkten über dem
Basiszinssatz“.

Solche Millionenforderungen bekamen
gleich acht ehemalige Manager der skan-
dalträchtigen Landesbank, die 2007 not-
verkauft wurde. Die Banker sollen ge-
meinsam für die Millionenverluste der
Staatsbank aufkommen. Der Freistaat
lässt das Geld über die Anwaltskanzlei
Latham & Watkins als Schadensersatz bei
ihnen einklagen. Es ist eine der größten
Forderungen gegen ehemalige Manager,
die je vor einem deutschen Gericht gel-
tend gemacht wurden.

Kurz vor Eintritt der Verjährung im
kommenden Jahr wahren die Sachsen da-
mit die Chance auf teilweisen Ausgleich
ihrer Verluste, die auf mindestens 364 Mil-
lionen Euro geschätzt werden. Durch lau-
fende Ausfälle bei toxischen Papieren
steigt die Summe ständig an. Die Vorstän-
de selbst werden die astronomische For-
derung nicht aufbringen können. Die
Sachsen hoffen, dass die Manager-Haft-
pflicht mit bis zu 50 Millionen Euro ein-
springt.

Die Mitglieder des einstigen Verwal-
tungsrats der Bank sollen dagegen nicht
mit Ansprüchen auf Schadensersatz be-
helligt werden. Dieser war über die Jahre
hinweg honorig besetzt etwa mit dem
heutigen Bundesinnenminister Thomas
de Maizière, dem einstigen Ministerprä-
sidenten Georg Milbradt, dem ehemali-
gen Porsche-Chef Wendelin Wiedeking,
dem einstigen Bundesminister Wolfgang
Tiefensee und dem heutigen Landtags-
präsidenten Matthias Rößler. Die Juristen
sehen hier teilweise Aussicht auf Erfolg
einer Klage, jedoch sind dem Freistaat
angeblich die Prozessrisiken zu hoch. For-
derungen gegen Politiker, die jahrelang
Einfluss auf die Geschäfte der landesei-
genen Bank genommen haben, droht da-
mit endgültig die Verjährung.

Den einstigen Vorständen, die zu guten
Zeiten außerhalb der Bilanzen mit Mil -
liardensummen am Finanzplatz Dublin
jonglierten, könnte nun vor allem die In-
vestition in den Fonds „Synapse High
Grade ABS Fund No. 1 plc“ zum Verhäng-
nis werden. Für die Sachsen-Anwälte ist
dieser ein Paradebeispiel dafür, wie sorg-

los die staatseigene Bank Millionen ver-
senkte. Der Fonds nach irischem Recht,
so schreiben sie in ihrer Klage, sei bereits
im Verkaufsprospekt als „hochspekula -
tives Produkt“ beschrieben worden. „Der
Totalverlust des investierten Kapitals“
habe stets gedroht. Das Risiko eines To-
talverlusts bei der Synapse sei letztlich
höher gewesen, „als wenn die Sachsen
LB am Roulettetisch 200 Millionen Euro
auf Rot oder Schwarz gesetzt hätte“.

Die Zocker in Leipzig focht das nicht
an. Ende März 2007 wurde der Fonds auf-
gelegt, fünf Tage zuvor hatte die Bundes-
bank noch schriftlich vor Unsicher heiten
im Markt für diese sogenannten ABS-Ge-
schäfte gewarnt. 200 Millionen setzten
die Staatsbanker laut Klage ein, nach
nicht einmal sechs Monaten hatte der
Markt 190 Millionen Euro vernichtet.
Rien ne va plus.

An diesem Schaden macht der Frei-
staat jetzt exemplarisch seine Forderun-
gen gegen die Vorstände fest. Es sei
„ohne die erforderliche Zustimmung des
Kreditausschusses“ zu den riskanten In-
vestitionen gekommen, zudem sei der
 Geschäftsbereich Strategic Investments
„mangelhaft organisiert“ gewesen. Die
Verlustrisiken hätten ein „existenzbedro-
hendes Ausmaß“ angenommen. Zusätz-
lich ermittelt die Staatsanwaltschaft Leip-
zig mit Unterstützung des Bundeskrimi-
nalamts seit drei Jahren wegen des Ver-
dachts der Untreue gegen ehemalige Vor-
stände der Bank.

Tatsächlich, auch das geht aus der Kla-
ge hervor, war der Synapse-Crash nur ein
Problem von vielen in jenem Katastro-
phenjahr. Während das klassische Kredit-
geschäft der kleinsten deutschen Landes-
bank, so Latham & Watkins, von 2003
bis 2007 bei rund 15 Milliarden Euro sta-
gnierte, wuchsen die hochspekulativen
„Kreditersatzgeschäfte“ Mitte 2007 auf
mehr als 41 Milliarden Euro an. Eine gi-
gantische Summe, die kaum gedeckt war.
Das Eigenkapital der Bank lag bei rund
zwei Milliarden Euro. 

Gleichsam über Nacht drohten Mitte
2007 zunächst Abschreibungen in Höhe

von 690 Millionen Euro,
kurz darauf weitere 660 Mil-
lionen und schließlich Ver-
bindlichkeiten von rund 16
Milliarden Euro. Der Frei-
staat, der für die Bank haf-
ten müsste, hatte 2007 einen
Jahreshaushalt von 16,6 Mil-
liarden Euro. Die Bank war
am Ende, kurz vor der In -
sol venz.

Manche hatten das ge-
ahnt. Die Anwälte der
 Sachsen verweisen auf eine
Untersuchung der Rating-
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L A N D E S B A N K E N

Leipziger Roulette
Sachsen fordert von seinen Ex-Bankvorständen Schadensersatz 

in Millionenhöhe. Die Manager sollen für den 
Beinahe-Crash haften, die Verwaltungsräte verschont bleiben.
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Zentrale der Sachsen LB in Leipzig 2007
Mit Milliarden jongliert
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Kollegen Unland, Stanislaw Tillich: Ahnungslose Kontrolleure?



Agentur Fitch aus jenem Jahr. Diese hatte
geprüft, ob Banken ihre Zahlungsver-
pflichtungen aus Kunden- oder Fremd -
kapital refinanzieren können. Von 42
Banken schnitt die Sachsen LB am
schlechtesten ab – dicht gefolgt von der
deutschen IKB, die ebenfalls nur durch
eine milliardenschwere Rettungsaktion
vor der Pleite bewahrt wurde.

Bis heute schlummern toxische Papiere
der Sachsen LB in einer speziellen Ge-
sellschaft, der „Sealink Funding Limited“.
Die Verluste werden mit 19,2 Millionen
Euro angegeben. 396 ABS-Papiere sind
noch da, sie haben theoretisch einen Wert
von fast elf Milliarden Euro. 

Nach Schätzungen von Wirtschafts -
prüfern liegt das Ausfallrisiko im Mo-
ment zwischen 0,9 und 3,2 Milliarden
Euro. Das ist der eigentliche Preis für
das Roulette von Leipzig, zahlbar vom
sächsischen Steuerzahler. Es ist der
 Stachel im Fleisch der dauerregierenden
CDU, die sich damit um ihren Ruf als
 finanzpolitischer Musterknabe gebracht
hat. Und es erklärt die Millionenfor -
derung gegenüber den Bankern, die für
 Anwalt Björn Gercke, der einen Ex-
 Vorstand vertritt, „reinen Alibi-Charakter“

Am Nikolaustag fand der Kultur-
staatsminister im Kanzleramt,
Bernd Neumann, in seiner Post

eine unangenehme Überraschung vor. Es
war ein Schreiben aus Israel, und es
 geizte nicht mit Worten der Empörung
wie „Schande“, „Glaubwürdigkeit“ oder
„Scheideweg“. 

Die Protestnote galt Neumann, 68, in
seiner Funktion als Gedenkwart der Na-
tion. Wird ein Mahnmal für Opfer der
Nazi-Diktatur errichtet, ist der Unions-
mann als Bauherr am Zug. Ein Job, bei
dem eine sensible Hand vonnöten ist:
Schließlich geht es um den Platz der
 Opfer in der Geschichte und den Stel -
lenwert der Opferverbände in der Gegen-
wart. Fast immer wird hart und hoch -
emotional gekämpft, mitunter bis zum
Tag der Einweihung. 

Diesmal geht es um das Denkmal für
die etwa 500000 in Europa ermordeten
Sinti und Roma, das unweit des Reichs-
tages errichtet wird. Der israelische
Künstler Dani Karavan, 80, und der Auf-
traggeber streiten seit Monaten, anfangs
um Baustoffe und Spesen, inzwischen
aber ums Grundsätzliche. Der Künstler
fürchtet um die „Heiligkeit“ seines Wer-
kes und droht mit seinem Ausstieg. Das
Projekt steht auf der Kippe. 

Ein kompliziertes Unterfangen war es
von Beginn an. 1992 versprach die Bun-
desregierung den Sinti und Roma eine
 eigene Gedenkstätte, weil das Holocaust-
Mahnmal an die Vernichtung der Juden

Deutschland
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hat. Zum Vergleich: Der Schmiergeld-
skandal bei Siemens richtete rund zwei
Milliarden Euro Schaden an und kostete
Ex-Konzernchef Heinrich von Pierer fünf
Millionen Euro.

Doch trifft die Schuld am Desaster der
Sachsen-Bank allein die letzten Vorstän-
de? Waren die honorigen Kontrolleure
der Bank tatsächlich ahnungslos, welch
gigantisches Rad die Provinzbank da
drehte und wie sie über Jahre hinweg ihr
Geld verdiente? Jurist Gercke hat da
 seine Zweifel: „Im Vorfeld der Krise
 wurde gerade das jetzt kritisierte Enga-
gement der Sachsen LB von den Ver -
antwort lichen der sächsischen Politik
 gelobt und gefeiert.“ Umso mehr über-
rasche es, „dass gegen den Verwaltungs-
rat, der direkt oder über den Kreditaus-
schuss über alle wesentlichen Schritte in-
formiert wurde, keine Klagen eingereicht
werden“.

Dabei hatte der sächsische Rechnungs-
hof das 20-köpfige Aufsichtsgremium
harsch kritisiert. Einige Räte hätten „die
mit diesem Amt übernommenen Aufga-
ben nur ungenügend“ wahrgenommen.
Es gibt die Geschichte einer einstigen
Staatssekretärin, die im Kreditausschuss
der Sachsen LB von 2002 bis 2004 bei 16
von 24 Sitzungen fehlte. 

Dem Kreditausschuss, dem auch Ver-
waltungsräte angehörten und der regel-
mäßig Millionengeschäfte abnickte, warf
der Rechnungshof vor, „keine Maßnah-
men zur Begrenzung der potentiellen Ri-
sikolage ergriffen“ zu haben. Aus Sicht
der Prüfer ein Verstoß gegen die Sorg-
faltspflicht. Süffisant erinnerten die Be-
amten an jenen fünftägigen Ausflug des
Kreditausschusses an den Bankenplatz
Dublin, der vor allem dem Sightseeing
gedient habe. „Die eigentliche KA-Sit-
zung hat am Abreisetag stattgefunden
und rund zwei Stunden gedauert.“

Der sächsische Finanzminister Georg
Unland (CDU) gibt sich zurückhaltend.
Zwar seien zumindest sechs Mitglieder
des Kreditausschusses „ihren Pflichten
nicht ausreichend nachgekommen“. Auch
hätte die prüfende Kanzlei Klagen emp-
fohlen. Doch den hohen Kosten der Ver-
fahren stehe „keine reale Aussicht“ auf
Eintreibung der Ansprüche entgegen.

Stattdessen will der Freistaat zunächst
versuchen, die Manager-Haftpflicht der
Bankvorstände zur Übernahme der Mil-
lionenforderung zu bewegen – was ein
Treppenwitz der Geschichte wäre. Denn
die Risiken der Banker hat die American
International Group versichert, unter der
Abkürzung AIG bekannt und berüchtigt.
Während der Bankenkrise hat der Konzern
innerhalb von 18 Monaten mit fast hundert
Milliarden Dollar einen der größten Ver-
luste der Wirtschaftsgeschichte hin gelegt.
Die Firma musste von der US- Regierung
schließlich mit mehr als 180 Milliarden Dol-
lar gestützt werden. STEFFEN WINTER
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Giftige
Schriftsätze

In Berlin wird ein Denkmal für 
die ermordeten Sinti und Roma

gebaut. Doch Künstler und
 Auftraggeber streiten erbittert

über Qualität und Kosten.Der Zusammenbruch
der Sachsen LB
10. August 2007

„Die SachsenLB verfügt über
ausreichende Liquidität.“
Mitteilung der Sachsen LB über die
Risiken ihrer Zweckgesellschaften

17. August 2007

„Ein Pool der Sparkassen-
Finanzgruppe hat eine Kredit-
linie von 17,3 Mrd. Euro zur 
Verfügung gestellt und so die 
Liquidität ... gesichert.“
Mitteilung der SachsenLB

23. August 2007

Der für das Kapitalmarktgeschäft 
zuständige Vorstand Stefan Leusder 
verlässt die Bank.

26. August 2007

Die LBBW soll die Sachsen LB 2008 
übernehmen. Im Dezember kommt eine 
Einigung erst nach einem Ultimatum der 
BaFin und einer Bürgschaft des Freistaats 
Sachsen über 2,75 Mrd. Euro zustande.

30. August 2007

Nach der Abberufung zweier weiterer 
Vorstände kündigt auch der Vorstandsvor-
sitzende Herbert Süß seinen Rücktritt an.

31. August 2007

Auch Sachsens Finanzminister Horst Metz 
zieht die Konsequenz aus dem Desaster 
und erklärt seinen Rücktritt.
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Modell des Sinti-und-Roma-Denkmals, Partner Rose,


